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Vorwort

Raum- und Umweltplanung stehen derzeit nicht im Zentrum gesellschaftlichen und 
wissenschaftlichen Interesses. Es sind „sperrige“ Themen, und die meisten Leute wissen 
mit den Ergebnissen solcher Planungen, den Raum- und Umweltplänen, wenig anzufan-
gen. Die Frage, was sie dem Einzelnen nutzen oder wozu sie gemacht werden, bedarf 
zumeist ausführlicher Erklärungen, die oft wenig anschaulich sind. Andererseits sind die 
Erwartungen an das, was Raum- und Umweltplanung leisten sollen, bei den Akteuren 
solcher Planungen, den Beteiligten und den Betroffenen, aber auch bei Journalisten oder 
der interessierten Öffentlichkeit hoch im Verhältnis zu dem, was diese Planungen nach 
längerer Zeit tatsächlich verändern oder bewegen. Drei Gründe hierfür sind zu nennen: 
(1) es geht um sehr langfristige Planungen (oft sind Wirkungen solcher Pläne erst 10 
Jahre oder später zu erkennen), (2) die Planungslandschaft in Deutschland ist vielfältig 
und unübersichtlich (es gibt 16 Bundesländer mit eigener Planungskompetenz, an die 80 
Regionen und sehr viele eigenständige Gemeinden bzw. Städte) und (3) die Planungsge-
genstände werden sehr unterschiedlich definiert und abgegrenzt: von der (Welt-)Raum-
forschung zur (Wohn-)Raumplanung sind fast alle Varianten unter den Begriffen Raum- 
oder Umweltplanung denkbar und gängig.

Dennoch wäre es nicht verantwortbar, angesichts der fortwährenden Entbürokratisie-
rungs- und Privatisierungsdebatte auf solche Planungen generell verzichten zu wollen in 
der Annahme, dass dadurch Entscheidungsverfahren beschleunigt oder verbilligt werden 
könnten, oder dass sie größere Akzeptanz bei Betroffenen finden würden. Unbestritten 
ist, dass die Bundesrepublik Deutschland im Vergleich zu fast allen etwa gleichgroßen 
Nachbarländern eine der günstigsten Raum- und Siedlungsstrukturen besitzt, und dass 
es auch in den letzten Jahrzehnten gelungen ist, die Umweltsituation z.B. in der Wasser-
reinhaltung oder im Naturschutz im Unterschied zu den globalen Umweltzerstörungen 
wie Klimaerwärmung, Artensterben u. a. zu stabilisieren, partiell gar wieder zu verbes-
sern. Diese günstige Struktur ist ein Standort- und Wettbewerbsvorteil im weltweiten 
Vergleich, und sie prägt auch die kulturelle Dimension des Landes nach außen. Die Frage 
indes, ob und inwieweit Raum- und Umweltplanung hierfür ursächlich sind, ist nicht 
präzise zu beantworten. Dessen ungeachtet gehen alle für die Sache Verantwortlichen 
derzeit von der Annahme aus, dass Raum- und Umweltplanung in Deutschland auch 
zukünftig notwendig sind, und dass es sie weiterhin geben wird. Allein deshalb werden 
Wissen und Können darüber benötigt!

Den Aufgabenfeldern Raum- und Umweltplanung stehen beinahe säkulare Verände-
rungen bevor: die bisher an Wachstumsmaximen ausgerichtete Planung soll nun auch 
Schrumpfung von Siedlungsstrukturen planen und organisieren, der weltweite Wettbe-
werb um Kapital und Standorte sowie um Ideen, Wissen und Können erfordert neue 
Vorgehensweisen, Verfahren und Instrumente der Planung, und die zunehmende Inter-
nationalisierung erfordert schließlich eine Angleichung der teuren, langsamen und un-
übersichtlichen deutschen Raum- und Umweltplanung an internationale Standards und 
Anforderungen (z. B. auch im Rahmen der EU). Will man an dieser Fortentwicklung 
mitwirken und sie mit gestalten, bedarf es der Kenntnis des Bestandes dessen, was 
Raum- und Umweltplanung in Deutschland heute ist und was mit ihr erreicht werden 
kann.
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Das Buch der Autorinnen U. Weiland und S. Wohlleber gibt dazu einen aktuellen und 
vorzüglichen Überblick dieses sehr ausdifferenzierten und vielgestaltigen Aufgaben- und 
Forschungsfeldes, das wegen seiner originellen Darstellungsform – abweichend vom 
Gliederungsschema anderer einschlägiger Werke – einen besonderen Zugang zur Sache 
erlaubt: Raum- und Umweltplanung werden sozusagen gleichberechtigt dargestellt und 
behandelt und nicht das eine System jeweils als untergeordnetes Anhängsel des anderen 
beschrieben. Diese andere Art des Zuganges zur Sache ermöglicht Einsichten und Er-
kenntnisse, die dem Leser/der Leserin Gewinn bringen mögen.

Berlin im Februar 2007 Karl-Hermann Hübler

Vorwort



1 Einführung

1.1 Zielstellung, Zielgruppe und Aufbau des vorliegenden Buches

Mit dem vorliegenden Buch soll ein Überblick über die Raum- und Umweltplanung in 
Deutschland gegeben werden. Der Band ist vor allem für GeographInnen, Naturwissen-
schaftlerInnen und IngenieurInnen und solche, die es werden wollen, konzipiert, sowie 
generell für Interessierte, die sich über Raum- und Umweltplanung in Deutschland in-
formieren wollen. Zielgruppe dieses Buches sind vornehmlich Personen, die Raum- und 
Umweltpläne anwenden bzw. auswerten. Folglich wird in diesem Buch ein Schwerpunkt 
auf die Planwerke der Raum- und Umweltplanung und auf Umweltprüfverfahren der 
verschiedenen Ebenen gelegt. 

Im Unterschied zu anderen Planungslehrbüchern werden Raum- und Umweltpla-
nungen in diesem Buch gemeinsam auf den jeweiligen Ebenen – der Landesebene, der 
regionalen Ebene, der lokalen Ebene – behandelt. Diese Art der Darstellung erlaubt, die 
Verbindungen zwischen Raum- und Umweltplanung, insbesondere die Berücksichtigung 
von Umweltbelangen in der Raumplanung, ausführlich und nachvollziehbar darzustellen. 
Der Schwerpunkt der Ausführungen liegt auf formalen (rechtlich vorgegebenen) Pla-
nungen; dargestellt werden ihre Rechtsgrundlagen, Aufgaben, Instrumente und Aufstel-
lungsverfahren. Informale (freiwillige) Planungen mit Raum- und Umweltbezug werden 
anhand von Beispielen v.a. auf der regionalen Ebene behandelt. Planungsprozesse werden 
behandelt, soweit dies für das Verständnis der Planung erforderlich ist. 

Um das Raum- und Umweltplanungssystem verstehen und einordnen zu können, wird 
in den Kapiteln 2 – 4 eine Darstellung europäischer Einflüsse, der Charakteristika des 
deutschen Verwaltungs- und Planungssystems, der Raumordnung als Rahmen setzender 
Ebene und Ausführungen zur Entwicklung der raumbezogenen Planung in Deutschland 
vorgeschaltet. In den Kapiteln 5 – 8 werden die wichtigsten Raum- und Umweltplanungen 
in Deutschland auf den oben genannten Planungsebenen behandelt, wobei auf der kom-
munalen Ebene nochmals zwischen Planungen für das gesamte Gemeindegebiet und 
Planungen für Teilräume unterschieden wird. In den Kapiteln 9 – 11 werden Umwelt-
prüfverfahren dargestellt, die in engem Zusammenhang mit den Raumplanungen stehen. 
Ein identischer Kapitelaufbau wird angestrebt, lässt sich aber aufgrund der Unterschiede 
der behandelten Themen nicht durchgehend einhalten. Überlegungen zur zukünftigen 
Weiterentwicklung der Raum- und Umweltplanungen – die angesichts der fortschrei-
tenden europäischen Integration sowie dem sozio-ökonomischen, dem demographischen 
und dem Klimawandel, aber auch in Folge der deutschen Verwaltungsreform mit deut-
lichen Veränderungen verbunden sein können – werden in Kapitel 12 am Ende des Buches 
angesprochen.

1.2 Wozu Planung – Was ist Planung?

Jede Gesellschaft strebt danach, ihren Lebensraum mit den ihr zur Verfügung stehenden 
Mitteln so gut und so weitgehend wie möglich zu nutzen und dadurch ihre Lebensbedin-
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gungen zu optimieren. Die Nutzungsarten und –intensitäten unterscheiden sich hierbei 
erheblich. Die weitaus meisten Gesellschaften stellen Ansprüche an ihren Lebensraum, die 
sich ergänzen, teilweise überlagern und miteinander konkurrieren, und die Belastungen der 
natürlichen Lebensgrundlagen zur Folge haben. „Um in dem komplexen Konfliktfeld von 
gesellschaftlichen Bedürfnissen und Werthaltungen, von politischen Zielvorstellungen und 
Normensetzungen einerseits sowie des begrenzten Leistungsvermögens der natürlichen 
Lebensgrundlagen andererseits über Existenz sichernde Perspektiven verfügen zu können, 
hat sich eine systematische und vorausschauende, d.h. planvolle Bewirtschaftung des ge-
samten Lebensraumes auf der Grundlage gesellschaftlicher, wirtschaftlicher, sozialer und 
kultureller Leitlinien als unumgänglich erwiesen“ (Turowski 2005, S. 894).

Planung
Planung ist ganz allgemein „die gedankliche Vorwegnahme zukünftigen Handelns“ 
(Schönwandt/Jung 2005, S. 789), eine Abfolge von schlüssig aufeinander folgenden Hand-
lungsschritten zur Erreichung eines bestimmten Zieles. Für den vorliegenden Band ist ein 
wissenschaftliches Planungsverständnis relevant: „Planung ist eine Sammelbezeichnung 
für vielfältige Erscheinungsformen des öffentlichen und privaten Handelns. Gegenstand 
der Planung ist arbeitsmethodisch die gedankliche Vorwegnahme der Zukunft und die 
vorausschauende Anwendung von Instrumenten und Maßnahmen zur Umsetzung von 
gesetzten Zielen in einem formalisierten Verfahren“ (Barsch et al. 2003, S. 21). 

Das Ergebnis eines Planungsvorgangs ist in vielen Fällen, aber nicht immer, ein Plan-
werk. Der Planungsträger muss prognostizieren, wie sich die tatsächlichen Gegebenheiten 
entwickeln werden, und wie unter Beachtung dieser Gegebenheiten ein bestimmtes Ziel 
erreicht werden kann. Ein Plan ist daher stets zukunftsgerichtet. Wegen der Ungewissheit, 
die jedem zukunftsgerichteten Verhalten zukommt, obliegt dem Planenden ein Einschät-
zungsspielraum, welche Ziele er mit welchen Mitteln erreichen möchte (Rinsdorf 2004).

Planung kann systematisiert werden anhand 
– den Planungsebenen (z. B. national, regional, lokal);
–  des Planungsgegenstandes (z.B. fach- oder querschnittsorientierte Planung, Raum- oder 

Umweltplanung);
–  des Planungsträgers (z. B. Fachbehörde, Behörde mit Querschnittsaufgaben, Selbstver-

waltungskörperschaft);
–  der zeitlichen Perspektive (lang-, mittel-, kurzfristige Planung) (Brunotte et al. 2002, S. 

56).

Raumplanung ist die öffentlich-rechtliche Planung des Raumes, d.h. die rechtlich be-
stimmte Verteilung von Nutzungen und Funktionen im Raum (bzw. in der Fläche). 
Gemäß ihrem gesetzlichen Auftrag hat die Raumplanung neben wirtschaftlichen und 
sozialen Belangen auch ökologische Belange (oder Umweltbelange) zu berücksichtigen; 
sie wirkt steuernd und koordinierend und muss die o. g. Belange sachgerecht gegenein-
ander und untereinander abwägen. Raumplanung ist „ein System rechtlich, organisato-
risch und inhaltlich klar voneinander abgegrenzter Planungsebenen bzw. Planungsträger, 
die durch das Gegenstromprinzip1 sowie durch vielschichtige Informations-, Beteili-

1 Das Gegenstromprinzip ist ein Grundprinzip der Raumplanung, das durch die wechselseitige Beein-
flussung von höherer und niedrigerer Planungsstufe gekennzeichnet ist. Der Einfluss der höheren 

1 Einführung
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gungs- Abstimmungs- und Verbindlichkeitsnormen miteinander vernetzt sind“ (Turow-
ski 2005, S. 895).

Umweltplanung dient der Vermeidung bzw. Bewältigung von Umweltproblemen, die 
mit der Inanspruchnahme von Raum und Umwelt verbunden sind, und der Verbesserung 
der Umweltsituation mit den Mitteln der Planung. Zu den Umweltplanungen zählen 
umweltspezifische Fachplanungen (Umweltplanung im engeren Sinne) und andere um-
weltrelevante Fachplanungen (Umweltplanung im weiteren Sinne).
–  Umweltplanungen im engeren Sinne verfolgen vorrangig Umweltschutzziele; dazu 

zählen z.B. Landschaftsplanung, Luftreinhalteplanung und Lärmminderungsplanung. 
Die Landschaftsplanung ist sowohl querschnittsorientiert (und wird in dieser Form 
auch als „ökologisch orientierte Planung“ bezeichnet2) als auch sektorale Fachplanung 
für Umwelt- und Naturschutz und Erholung.

–  Umweltplanungen im weiteren Sinne dienen der planerischen Konkretisierung eines 
Wirtschaftsinteresses und verfolgen neben anderen Zielen auch Umweltschutzziele; 
dazu zählen z.B. agrar- und forstwirtschaftliche Planungen. Von einigen Autoren wer-
den auch andere raumwirksame Fachplanungen wie die Verkehrswegeplanung zu den 
Umweltplanungen im weiteren Sinne gezählt; diese verfolgen zwar keine Umwelt-
schutzziele, werden aber durch Abwägungsklauseln und Umweltverträglichkeitsvor-
behalte dazu verpflichtet, Umweltbelange zu berücksichtigen (Meßerschmidt 2005, 
S.1189).

Der planungsrechtliche Planungsbegriff wie auch die Planungen selbst haben sich in den 
letzten Jahrzehnten grundlegend gewandelt. Während lange Zeit unter Planung vorrangig 
die Erstellung eines Planwerkes verstanden wurde, ist Planung heute umfassender und 
dafür in Teilbereichen weniger formalisiert. Zu der rechtlich vorgegebenen formalen 
Planung sind informale Planungen hinzugetreten. Planung wird heute – zusätzlich zum 
„Plänemachen“ – als Kommunikations-, Moderations- und Koordinationsprozess einer 
Vielzahl unterschiedlicher Akteure verstanden. Governancefragen, d.h. Fragen nach Steu-
erungs-, Koordinations- und Kooperationsformen und Akteursmodellen, deren Zustän-
digkeiten und Handlungspotenzialen, sind aktuelle Forschungsthemen.

Planungsträger auf die untergeordneten Planungsträger wird als „Top down-Planung“ bezeichnet, der 
Gegenstrom dazu als „Bottom up“-Planung. Die Ordnung der Einzelräume soll sich in die Ordnung 
des Gesamtraumes einfügen und im Gegenzug soll die Ordnung des Gesamtraumes die Gegebenheiten 
und Erfordernisse seiner Einzelräume berücksichtigen.

2 Ökologisch orientierte Planung – insbesondere die querschnittsorientierte Landschaftsplanung – strebt 
auf der Basis einer Analyse ökologischer Strukturen und Funktionen, die über mediale Ansätze hin-
ausgeht eine integrierende räumliche Betrachtung von Schutzgütern, Ressourcen oder Nutzungen in 
ihren Wirkungszusammenhängen an. Sie entwirft bzw. stellt raumbezogene Zielvorstellungen, Hand-
lungsempfehlungen und Maßnahmen dar (Jessel/Tobias 2002, S. 21).

1.2 Wozu Planung – Was ist Planung?





Grundlagen

Als Grundlagen und Hintergrundinformationen für 
die Darstellung von Raum- und Umweltplanungen 
werden zunächst in den Kapiteln 2, 3 und 4 die Ein-
flüsse der Europäischen Union, Charakteristika der 
Raum- und Umweltplanung in Deutschland sowie 
Vorgaben für die Planung durch die Raumordnung 
auf Bundesebene erläutert.





2   Europäische Einflüsse auf die deutsche 
Raum- und Umweltpolitik und -planung

Raum- und Umweltpolitik in Deutschland – und damit auch die Raum- und Umweltpla-
nung – sind in die gesamteuropäische Entwicklung eingebettet und werden durch Richt-
linien und Programme der Europäischen Union (EU), durch Strategien des Europäischen 
Rates sowie  durch informelle Vereinbarungen z.B. von für die Raumentwicklung zustän-
digen Ministern europäischer Staaten beeinflusst. Im Folgenden werden ausgewählte 
Aspekte der europäischen Politik, die für die deutsche Raum- und Umweltpolitik und 
-planung relevant sind, dargestellt. Da der Einfluss der europäischen Umweltpolitik auf 
Deutschland deutlich vor den Einflüssen auf die Raumentwicklungspolitik einsetzte, wird 
zuerst auf die Entwicklung der europäischen Umweltpolitik eingegangen.

2.1  Entwicklung der Europäischen Umweltpolitik und ihre Wirkung 
auf Deutschland

Der wichtigste Grund für die Einführung einer gemeinschaftlichen Umweltpolitik war 
die Befürchtung, dass es aufgrund unterschiedlicher Umweltstandards in den Mitglieds-
staaten der Europäischen Union zu Handelshemmnissen und Wettbewerbsverzerrungen 
im Gemeinsamen Markt kommen könnte1. Die Entwicklung der europäischen Umwelt-
politik kann daher auch als wettbewerbspolitisch motiviert betrachtet werden. National 
variierende Standards für bestimmte Produkte stellten wichtige Hindernisse für den frei-
en innergemeinschaftlichen Handel dieser Produkte dar. 

Darüber hinaus war die Etablierung der europäischen Umweltpolitik jedoch auch öko-
logisch motiviert. Umweltkatastrophen führten seit Mitte der 1960er Jahre nicht nur zu 
einer verstärkten internationalen Politisierung von Umweltproblemen, sondern verdeut-
lichten die grenzüberschreitende Natur bestimmter Umweltbelastungen. Im Mittelpunkt 
stand das Problem der grenzüberschreitenden Luftverschmutzung. Es hatte sich gezeigt, 
dass Anstrengungen einzelner Staaten alleine nicht ausreichen, um bestimmte Umwelt-
probleme wirksam zu lösen. Ein weiterer Faktor begünstigte die Entwicklung der euro-
päischen Umweltpolitik: das Ziel der Angleichung der Lebensbedingungen in den Euro-
päischen Staaten. Eine stetige Besserung der Lebens- und Beschäftigungsbedingungen und 
die Hebung des Lebensstandards im Sinne einer nicht nur quantitativen, sondern auch 
qualitativen Steigerung impliziert, dass auch die Verbesserung des Umweltzustandes zu 
den Zielen der Gemeinschaft gehören muss (Knill 2003, S. 19 f.).

Die Einheitliche Europäische Akte sowie die Verträge von Maastricht und Amsterdam 
sind Meilensteine auf dem Weg der Entwicklung der europäischen Umweltpolitik.

Einheitliche Europäische Akte (EEA)
Zum 1. Juli 1987 wurde der Vertrag der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG-
Vertrag) um eine Reihe von Artikeln erweitert, die in der Einheitlichen Europäischen 

1 Ähnliche Befürchtungen werden heute, nach der EU-Osterweiterung, wieder laut, weshalb die Ge-
meinschaft auf die veränderte Situation reagieren muss (vgl. auch ARL 2004). 
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Akte (EEA) zusammengefasst wurden. Mit der EEA wurde die Umweltpolitik ausdrück-
lich zur Aufgabe der Gemeinschaft erklärt (Knill 2003, S. 27). Erstmals wurden Ziele und 
Prinzipien einer europäischen Umweltpolitik in den vertraglichen Grundlagen definiert. 
Der Art. 174 Abs. 1 EGV2 definiert relativ ausführlich und klar die Ziele der europäischen 
Umweltpolitik:
–   die Umwelt zu erhalten, zu schützen und ihre Qualität zu verbessern,
–   zum Schutz der menschlichen Gesundheit beizutragen,
–   eine umsichtige und rationale Verwendung der natürlichen Ressourcen zu gewährleisten.
In Art. 174 Abs. 2 EGV sind die Grundsätze, auf deren Basis die umweltpolitischen 
Zielvorgaben erreicht werden sollen, aufgeführt: 
–   das Vorsorgeprinzip,
–   das Ursprungsprinzip,
–   das Verursacherprinzip,
–   das Prinzip der Integration (Umweltschutz soll bei der Formulierung und Durchfüh-

rung von Maßnahmen in anderen Politikbereichen der Gemeinschaft berücksichtigt 
werden).

In den Absätzen 3 und 4 EGV wird die gemeinschaftliche Umweltpolitik gewissen Ab-
wägungskriterien und Einschränkungen sowie dem umweltpolitischen Subsidiaritäts-
prinzip3 unterworfen. Im Rahmen des Art. 176 EGV werden die Mitgliedstaaten ermäch-
tigt, strengere als die gemeinschaftlichen Umweltschutzregelungen beizubehalten oder 
einzuführen. Allerdings sind diese dann ausgeschlossen, wenn sie dem Ziel der Vollen-
dung des europäischen Binnenmarktes entgegenstehen (,Binnenmarktrelevanz‘) (Knill 
2003, S. 29 f.).

Vertrag von Maastricht 
Der Vertrag von Maastricht über die Europäische Union, seit 1993 in Kraft, setzte die mit 
der EEA eingeleiteten Entwicklungen fort. Kernstück des Vertrages ist die Gründung der 
Europäischen Union (EU). Der Vertrag sieht neue und erweiterbare Befugnisse in ein-
zelnen Politikfeldern vor, u.a. im Umweltschutz. Die gestiegene Bedeutung der Umwelt-
politik manifestiert sich dabei vor allem in den Änderungen des Entscheidungsverfahrens 
im Ministerrat; er beschließt umweltpolitische Maßnahmen nach Art. 175 EGV grund-
sätzlich mit qualifizierter Mehrheit. Gegenüber der EEA wurde die Beteiligung des Eu-
ropäischen Parlaments an Entscheidungsverfahren gestärkt. Mit dem Vertrag von Maas-
tricht wurden zwar keine konkreten Umweltschutzziele eingefügt, das Wachstumsziel 
wurde aber gegenüber dem EWG-Vertrag modifiziert. Aufgabe der Gemeinschaft war 
nun, ein umweltverträgliches Wachstum zu fördern. 

Vertrag von Amsterdam
In dem 1999 ratifizierten Vertrag von Amsterdam wurde das Ziel des umweltverträglichen 
Wachstums nochmals modifiziert im Sinne der Erzielung einer ausgewogenen und nachhal-

2 EGV Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
3 Nach dem Subsidiaritätsprinzip sollen staatliche Aufgaben von der jeweils untersten, angemessenen 

Ebene wahrgenommen werden; die höhere Ebene, z.B. der Staat, soll nur dann eingreifen, wenn Pro-
bleme auf der unteren Ebene, z.B. in Gemeinde oder Region, nicht bewältigt werden können. Die EU 
darf nur dann tätig werden, wenn die Mitgliedsstaaten nicht zur Problemlösung fähig sind und die EU 
hierzu eigens ermächtigen, wie z.B. zum Schutz der Fischbestände in der Nordsee.

2 Europäische Einfl üsse
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tigen Entwicklung. Eine nachhaltige Entwicklung gilt seither als Leitlinie der Politikgestal-
tung in sämtlichen Politikbereichen der EU (Knill 2003, S. 36)4. Darüber hinaus wurde die 
stärkere Integration umweltpolitischer Ziele in andere Politikbereiche als Prinzip gemein-
schaftlicher Umweltpolitik bekräftigt. Dies geschieht, indem der Querschnittscharakter des 
Umweltschutzes nicht mehr in den Umweltartikeln versteckt ist, sondern in unmittelbaren 
Zusammenhang mit der Beschreibung des Aufgabenspektrums der Gemeinschaft an den 
Anfang des Vertrages gestellt wird. Daraus resultiert eine generelle Stärkung umweltpoli-
tischer Belange gegenüber anderen Politikbereichen der Gemeinschaft.

Einflüsse der EU auf die deutsche Umweltpolitik und -planung
Nach der schnellen Entwicklung der deutschen Umweltpolitik in den 1970er und Anfang 
der 1980er Jahre wurde in den folgenden Jahren der Widerstand gegen Umweltschutzauf-
lagen wieder stärker. Eine Reihe von EU-Richtlinien hat zu einer entscheidenden Wei-
terentwicklung der deutschen Umweltpolitik und -planung beigetragen, z. B.:
–   die Richtlinie über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (Richtlinie 1979/409/EG 

– Vogelschutzrichtlinie), 
–   die Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen 

und privaten Projekten von 1985 (Richtlinie 1985/337/EG – UVP-Richtlinie, geändert 
durch Richtlinie 97/11/EG), 

–   die Richtlinie zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie wildlebender Tiere 
und Pflanzen (Richtlinie 1992/43/EG –Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie), 

–   die Richtlinie des Rates zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (Richtlinie 2000/60/EG – Wasserrahmen-
richtlinie WRRL), 

–   die Richtlinie über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Pro-
gramme (Richtlinie 2001/42/EG – SUP-Richtlinie),

–   die Richtlinie über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm – EU-Um-
gebungslärmrichtlinie, Richtlinie 2002/49/EG oder

–   die Richtlinie über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen (2003/4/
EG Umweltinformationsrichtlinie).

Umweltschutzanforderungen müssen heute in die Durchführung von Gemeinschaftspo-
litiken und –aktivitäten, besonders unter Berücksichtigung der Förderung der nachhal-
tigen Entwicklung, integriert sein. Die Aufgaben der gemeinschaftlichen Umweltpolitik 
beinhalten Bestimmungen, die eine Verknüpfung mit der Raumentwicklung und insbe-
sondere der Flächennutzung ausdrücklich betonen. Beispiele hierfür sind das Netz „Na-
tura 2000“ (europäisches Biotopverbundsystem), die EG-„Nitratregelung“ sowie eine 
Reihe anderer Aktivitäten, die sich indirekt auf die Flächennutzung bzw. Raumentwick-
lung auswirken. Im Laufe der Jahre hat die Umweltpolitik der EU die Entwicklung 
städtischer Gebiete über die Gesetzgebung zur Abfall- und Abwasserbehandlung, Lärm-
belastung und Luftverschmutzung zunehmend beeinflusst. Beispielsweise werden Belas-
tungsgrenzen beim Lärm oft in nationale Gesetze und in Methoden zur Planung der 
Flächennutzungen aufgenommen und beeinflussen damit neue Entwicklungen der Infra-

4 Auf eine ausführliche Diskussion der verschiedenen Bedeutungen von ‚Nachhaltigkeit‘ bzw. ‚nachhal-
tiger Entwicklung‘ wird an dieser Stelle verzichtet und auf die umfangreiche Literatur hierzu verwiesen; 
die Begriffe werden jeweils in den Kontexten erläutert, in denen sie verwendet werden.

2.1 Entwicklung der Europäischen Umweltpolitik



28

struktur. In ähnlicher Weise können Grenzwerte für die Luft verschmutzende Stoffe di-
rekte Auswirkungen auf die Entwicklung städtischer und industrieller Gebiete haben. 
Die FFH- und Wasserrahmenrichtlinie enthalten – in unterschiedlicher Detaillierung – 
Vorgaben für die Aufstellung von Bewirtschaftungs- oder Managementplänen. Diese 
mussten, da vorher nicht vorhanden, in Deutschland neu eingeführt werden. In der UVP-
Richtlinie wie auch in der SUP-Richtlinie werden nicht nur die Analyse, Beschreibung 
und Bewertung der Schutzgüter Boden, Wasser, Luft, Klima, Tiere, Pflanzen, Menschen 
sowie Kultur- und Sachgüter gefordert, sondern auch die Berücksichtigung der Wechsel-
wirkungen zwischen den Schutzgütern. Letzteres ist bis heute der schwierigste Teil der 
Umweltprüfungen. 

Auch in Bezug auf die Beteiligung der Öffentlichkeit setzt die EU Maßstäbe für die 
Umweltplanung in Deutschland: sowohl die UVP-Richtlinie als auch die SUP-Richtlinie 
fordern die Beteiligung der Öffentlichkeit in einer Art und Intensität, die zuvor in 
Deutschland in den Umweltplanungen nicht üblich war. Darüber hinaus erfordert die 
Richtlinie der EU über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen (Richt-
linie 2003/4/EG) eine Modifikation des deutschen Umweltinformationsgesetzes; auch 
hierbei geht es um eine Aufweitung der Informations- und damit Beteiligungsrechte der 
Öffentlichkeit. 

2.2 Zur Raumentwicklungskompetenz der EU

Rechtlich ist die Raumentwicklungskompetenz der EU nur sehr schwach verankert: Art. 
175 EGV schreibt das Mehrheitsprinzip für Maßnahmen auf dem Gebiet der Umweltpo-
litik fest und enthält in Abs. 2 die Befugnis, Maßnahmen im Bereich der Raumordnung 
zu erlassen. Diese Regelung verleiht der EU jedoch keine originäre Raumordnungskom-
petenz, sondern wird als reine Verfahrensnorm verstanden, die keine materielle Ermäch-
tigung der Kommission für Maßnahmen der Raumordnung enthält. Dieser Sachverhalt 
wird jedoch konträr diskutiert. So wird z.B. darauf hingewiesen, dass diese Vorschrift 
Bestandteil der Umweltpolitik sei, so dass raumordnerische Maßnahmen in diese Sekti-
onalpolitik eingebunden seien und hierdurch legitimiert würden (BBR 2000a).

Die EU verfügt jedoch auch ohne materiell-rechtliche Raumentwicklungskompetenz 
über eine Reihe von raumbedeutsamen Politiken. Hierzu zählen u. a. die Fachpolitiken 
Landwirtschaft, Verkehr, transeuropäische Netze sowie die Umweltpolitik. Die Weiterent-
wicklung der europäischen Verträge (Einheitliche Europäische Akte, Maastricht, Amster-
dam) führte dazu, dass die raumwirksamen Fachpolitiken der EU immer stärkeren Einfluss 
auf die Ausgestaltung und Umsetzung nationaler und regionaler Raumentwicklungspoli-
tiken und damit auf die räumliche Entwicklung in der EU ausüben. Raumwirksam heißt 
hier, dass durch gemeinschaftliche Maßnahmen räumliche Strukturen und Potentiale in 
Wirtschaft und Gesellschaft und Raum- bzw. Flächennutzungen verändert werden. Außer-
dem kann hierdurch die Wettbewerbssituation bzw. räumliche Bedeutung einer Stadt oder 
Region im europäischen Wirtschafts- und Siedlungsgefüge beeinflusst werden. 

EU-Strategien
Zu den die Raumentwicklung in den Mitgliedsstaaten beeinflussenden Instrumenten 
europäischer Politik zählen EU-Strategien. Die im Jahr 2000 vom Europäischen Rat in 
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Lissabon vorgelegte so genannte „Lissabon-Strategie“ strebt die Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit der Regionen und Gebiete Europas an. Mit ihrer Hilfe soll die EU zu 
einem dynamischen und wettbewerbsfähigen Wirtschaftsraum entwickelt werden; sie 
betont die wirtschaftliche Erneuerung der EU, umfasst aber auch flankierend Maßnahmen 
zur sozialen und ökologischen Erneuerung. Die Lissabon-Strategie wurde im Jahr 2001 
auf der Tagung des Europäischen Rates durch die so genannte „Göteborg-Strategie“ oder 
„Nachhaltigkeitsstrategie“ ergänzt. Die EU-Nachhaltigkeitsstrategie benennt Ziele und 
prioritäre Maßnahmen für zentrale Herausforderungen einer nachhaltigen Entwicklung, 
z.B. zum Klimawandel und zur Energiepolitik, zur Verkehrsentwicklung sowie zu Schutz 
und Management natürlicher Ressourcen. Beide Strategien sollen sich gegenseitig ergän-
zen; die EU-Nachhaltigkeitsstrategie soll jedoch den Gesamtrahmen für die europäische 
Entwicklung bilden. Die EU-Strategien werden durch verschiedene Instrumente der 
Regionalpolitik und insbesondere durch die Kohäsions- und Strukturpolitik und entspre-
chende Fonds umgesetzt.

Das Europäische Raumentwicklungskonzept (EUREK)
Das EUREK stellt einen politischen Rahmen für die Zusammenarbeit zwischen den 
Fachpolitiken der EU mit hoher Raumwirksamkeit untereinander sowie für die Zusam-
menarbeit zwischen der EU und den Mitgliedstaaten, ihren Regionen und Städten dar. 
Das Dokument ist für die Mitgliedsstaaten rechtlich nicht bindend; es wird das Subsidia-
ritätsprinzip respektiert. Das EUREK wird von jedem Land soweit berücksichtigt, wie 
dieses den europäischen Raumentwicklungsaspekten in seiner nationalen Politik Rech-
nung tragen möchte. Der Erfolg oder Misserfolg des EUREK hängt jedoch nicht von 
seiner Rechtsqualität ab. Wäre das EUREK als rechtverbindliches Instrument europä-
ischer Raumentwicklungspolitik konzipiert worden, so wäre es wahrscheinlich gar nicht, 
sicherlich aber nicht mit dem erreichten Qualitätsstandard zustande gekommen (Battis 
2000, S. 103). 

Mit dem EUREK liegt erstmals ein Dokument vor, in dem sich die Mitgliedsstaaten 
der EU zusammen mit der Kommission auf Leitbilder und Perspektiven für die räumliche 
Entwicklung innerhalb der Union verständigt haben (EK 1999). 

Dabei sind drei Ziele gleichzeitig zu verfolgen und ihre Wechselwirkungen zu berück-
sichtigen: 
–   der wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt,
–   die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen und des kulturellen Erbes und
–   die ausgeglichenere Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Raumes.

Drei Handlungsfelder werden als wesentlich für die Erfüllung der Ziele angesehen:
–   polyzentrische Raumentwicklung und eine neue Beziehung zwischen Stadt und Land,
–   gleichwertiger Zugang zu Infrastruktur und Wissen,
–   umsichtiger Umgang mit der Natur und dem kulturellen Erbe.
Das EUREK vereint zwei eng miteinander verflochtene Dimensionen. Die Beschreibung 
der Ausgangssituation und der aktuellen Trends der europäischen Raumentwicklung gilt 
als Voraussetzung für eine europäische Politik der Raumentwicklung. Die Verständigung 
auf Ziele, Handlungsbedarfe und politische Handlungsoptionen der europäischen Ram-
entwicklung ist als wesentlicher Schritt europäischer Integration anzusehen und wieder-
um Voraussetzung für ihre Anwendung und Umsetzung in den Mitgliedsstaaten (Schön 
2000, S. II).

2.2 Raumentwicklungskompetenz der EU
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Aus den möglichen Kombinationen der politischen Optionen des EUREK resultiert 
eine Reihe von Schwerpunktaufgaben für eine ausgewogene und nachhaltige Raument-
wicklungspolitik, u. a.:
–   Förderung der Vernetzung von Stadtregionen durch strategische Partnerschaften 

und Kooperationen zwischen den Stadtregionen; hierzu werden regionale, grenzüber-
greifende und transnationale Städtenetze für erforderlich gehalten;

–   Bessere Erreichbarkeit als Grundvoraussetzung einer polyzentrischen Entwick-
lung: Unter Berücksichtigung des Nachhaltigkeitsgedankens sind Verbesserungen, 
besonders in den peripheren Regionen und in den hoch verdichteten, stark verkehrlich 
belasteten Räumen von grundlegender Bedeutung;

–   Die Entwicklung von Euro-Korridoren kann Verbindungen zwischen Fachpoli-
tiken, wie Verkehr, Infrastruktur, wirtschaftliche Entwicklung, Städtebau und Um-
welt, herstellen. Die Euro-Korridore sollten vorgeben, welche Gebiete weiterhin 
durch Wachstum verdichtet werden dürfen und welche als Freiräume erhalten werden 
müssen; 

–   Erhaltung und Entwicklung der biologischen Vielfalt in den EU-Regionen: Die 
erfolgreiche Entwicklung eines europäischen Naturraumnetzes hängt vom räumlich 
abgestimmten Vorgehen verschiedener Gemeinschaftspolitiken untereinander und von 
den entsprechenden nationalen Maßnahmen ab. Hierzu trägt vor allem der Aufbau des 
Netzes NATURA 2000 bei.

Die EU hat mit dem EUREK auf Gemeinschaftsebene Leitvorstellungen entwickelt, die 
nicht nur durch die Politik der Europäischen Kommission, sondern auch durch die nati-
onalen Politikbereiche verfolgt und angewendet werden können und sollen. Das EUREK 
beeinflusst nationale und regionale Konzepte oder Rahmenvorgaben, die die Grundlage 
für gesetzlich bindende Pläne wie auch für operationelle Programme und lokale Initiati-
ven bilden können. Daher kann es als politische Unterstützung und Leitlinie für ein 
koordiniertes politisches Handeln auf jeder Verwaltungsebene der EU dienen, ohne dass 
eine Raumplanungskompetenz bei der EU-Kommission eingerichtet werden müsste 
(Sinz 2000, S. 114). 

Das EUREK wirkt als informales Planungsinstrument indirekt auf die nationale, regi-
onale und kommunale Raumentwicklung, „vor allem mittels der mit Geld verbundenen 
Umsetzung europäischer Programme, insbesondere der INTERREG-Programme“ (Bat-
tis 2000, S. 104). 

2.3  Aktualisierung der Raumentwicklungspolitik durch die Territoriale 
Agenda

Von großer Bedeutung wird in den nächsten Jahren die Aktualisierung der Raumentwick-
lungspolitik auf europäischer und nationaler Ebene aufgrund der EU-Osterweiterung 
sein. Gewichtige Gründe, insbesondere die Nichtbindung der neuen EU-Mitgliedsstaaten 
an das EUREK, die neue europäische Raum- und Wirtschaftsstruktur sowie die verän-
derte Umweltsituation des erweiterten Europa sprechen für eine Aktualisierung der Raum-
entwicklungspolitik. Außerdem sind Zielkonflikte zwischen den Hauptzielen globale 
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